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Umlenkung von Investitionen auf die Grundstoffindustrien

Seit über einem Jahr ist Kohle 
in Deutsdiland knapp. Das hat 

einen Engpaß ergeben, der nadi 
und nadi alle w eiterverarbeitenden 
Industrien ergriffen hat und zu 
Produktionsstodcungen und -rü(k- 
sdilägen führte. Als man diese Ge­
fahr Anfang des Jahres erkannte, 
versudite der Gemeinsdiaftsaus- 
sdiuß der gewerblidien W irtsdiaft 
durdi e ine  .freiw illige Selbsthilfe 
der deutsdien W irtsdiaft" das be­
nötigte Investitionskapital aufzu­
bringen. Diese Bemühungen ende­
ten nadi einem halben Jahr mit 
einem ailgemeinen Gezerre der 
Unternehmer, um aus mehr oder 
weniger triftigen Gründen von der 
Aufbringungsumlage ausgenommen 
zu werden.

Daraufhin bradite die Regierung 
kurz vor den Parlamentsferien 
einen den Vorschlägen der Indu­
strie entsprechenden Gesetzentwurf 
ein, den sie innerhalb 14 Tagen an­
genommen wissen wollte. W ährend 
die CDU. den Gesetzentwurf im 
Interesse der empfangenden Kohle- 
und Eisenwirtschaft unbesehen an­
nehmen wollte, setzten sich in der 
FDP. Tendenzen der umlagepflich­
tigen weiterverarbeitenden Indu­
strien durch, die erklärten, die Um­
lage nicht aufbringen zu können. 
Die Opposition wollte erst Einzel­
heiten wissen, ehe sie sich ent­
schied. Der Bundesrat legte nach 
seinen Beratungen bereits einen 
weitgehend geänderten 'Gesetzes- 
vorschlag vor. Die Folge w ar eine 
V ertagung bis nach den Parlaments­
ferien.

K am pf m it der Ruhrbehörde
W ährend der Ferien machte der 

Vizekanzler Blücher verzweifelte 
propagandistische Anstrengungen, 
die Ruhrbehörde für die Kohlen­
knappheit verantwortlich zu machen. 
Die Ruhrbehörde fordert 6,2 Mill. t 
Export für V4 Jahr. Etwa 5,7 Mill. t 
Kohlenexport sind ausfuhrwichtig, 
um ebenso wichtige Nahrungsmittel 
und industrielle Rohstoffe zu er­
halten, und entsprechen etwa dem

Von unserem Bonner Korrespondenten

traditionellen deutschen Kohlen­
export. In den Verhandlungen sind 
die Deutschen auf ein Angebot von
5,7 Mill. t hinauf-, die A lliierten 
auf 6 Mill. t heruntergegangen. Der 
Unterschied von 300 000 t  im V ier­
teljahresexport — das ist weniger 
als eine Tagesförderung — w ar un­
überwindlich. Die Gesamtausfuhr 
auf Anforderung der Ruhrbehörde 
betrug 1950 21,9 Mill. t, in diesem 
Jahr etwa 21,3 Mill. t. Den jetzigen 
Kohlenmangel auf übersteigerte 
Forderungen der Ruhrbehörde zu- 
rücäczuführen, geht also an den Tat­
sachen vorbei. Bemerkenswert sind 
vielm ehr die politischen Erfahrun­
gen dieses Streites; Das Ausland 
ist nicht bereit, den inzwischen ge­
stiegenen industriellen deutschen 
Eigenverbrauch an Kohle zu berück­
sichtigen und den deutschen Haus­
brandbedarf in  derselben Höhe wie 
im Ausland anzuerkennen, und es 
ist nicht bereit, für deutsche Kohle 
die höheren W eltm arktpreise zu 
zahlen.

Mißverhältnis der Investitionen
Die Kohlenknappheit trat dadurch 

ein, daß die verbrauchenden Indu­
strien, finanziert durch freie Preise, 
die faktisch durch W arenknappheit 
überhöht waren, ihre Produktion 
schneller erweiterten, als der Koh­
lenbergbau. Heute ist die Leistungs­
fähigkeit der Konsumindustrien 
schätzungsweise 40 Vo höher als die 
der Kohle- und anderer Grundindu­
strien. Dieses M ißverhältnis ver­
führt manche K ritiker dazu, von 
großen Fehlinvestitionen zu spre­
chen. Das Urteil ist verfrüht. Die 
heutige Leistungsfähigkeit der Kon­
sumindustrie ermöglichte dem deut­
schen Volk bei voller Ausnutzung 
einen etw a friedensmäßigen Le­
bensstandard. N ur die Aufbau­
phasen der verschiedenen Industrien 
sind derartig verschoben, daß die 
Ausnutzung der Kapazitäten wegen 
mangelnder Leistung der Grund­
industrien verhindert wird.

Die andere oft gehörte Schluß­
folgerung ist, man habe die Frei­

gabe der Preise für die Grundindu­
strien versäumt. Durch Freigabe der 
Grundstoffpreise hätte  der M arkt­
mechanismus das nötige Investi­
tionskapital auch in  diese W irt­
schaftszweige gelenkt. W eshalb hat 
der W irtschaftsminister, dessen 
theoretische V orstellungen doch ex­
trem  in die Richtung der Preisfrei­
gaben gehen (Preise als einziger 
Regulator des M arktes) diesen 
Schritt nicht getan? Offenbar weil 
es eine Preissteigerung auf der 
ganzen Linie ergeben hätte, die die 
sozialen Spannungen unerträglich 
gemacht und die deutsche Konkur­
renzfähigkeit im Ausland vernich­
te t hätte.

Notwendiges Investitionsvolumen  
' zur Überwindung der Engpässe 

Aber der Kohlenengpaß, dessen 
Überwindung für die nächsten drei 
Jahre je  etw a 600 Mill. DM In­
vestitionen erfordert, überdeckt nur 
einige w eitere Engpässe, die sofort 
bei steigender Kohleförderung sicht­
bar würden. Vor allem die eisen­
schaffende Industrie ist an der 
Grenze ih rer jetzigen Leistungs­
fähigkeit infolge der Demontagen 
und Produktionsbeschränkung. Ihr 
Nachholbedarf w ird für die näch­
sten drei Jah re  auf je  etwa 
220 Mill. DM gesdiätzt. Dabei ist 
die Frage durchaus ungeklärt, ob 
die Hohe Behörde des Schuman- 
Plans diesen Ausbau zuläßt oder 
Deutschland auf den W eg der 
Eiseneinfuhren verweist.

Z. Zt. weniger nach außen sicht­
bar, aber ebenso dringend sind 
außerdem Investitionen für die. 
Energiewirtschaft und die Bundes­
bahn von je  600 Mill. DM und für 
den Seeschiffbau und die W asser­
wirtschaft von je  250 Mill. DM für 
die nächsten Jahre. Das gibt einen 
ungedeckten Investitionsbedarf von 
jährlich ca.:

Bergbau . 600 M ill. DM
Eisensdiaffenda Industrie  200 M ill. DM
Bundesbahn 600 MiU. DM
Energie 600 M ill. DM
Sdiiffbau 250 M ill. DM
W asserw irtschaft 250 M ill. DM

2500 M ill. DM

I X / 10



HAMBURGER KREDITBANK
F R O H E R

D R E S D N E R  B A N K  

H A M B U R G  3 6  • J U N G  F E R N S T I E G  2 2

Hierbei w ird noch unterstellt, daß 
das W ohnungsbauprogramm nicht 
nur auf dem Papier gesichert ist und 
die Landwirtschaft durch die Preis­
steigerung ihrer Produkte die er­
forderliche Rationalisierung selbst 
finanziert. Nicht berücksichtigt ist 
dabei eine nachhaltige Arbeitsbe­
schaffung in  den Krisengebieten 
entlang des eisernen Vorhangs. 
Hierfür veranschlagt ein A rtikel im 
.V olksw irt“ vom 3. August d. J. 
1 Mrd. DM, um 100 000 A rbeits­
plätze zu schaffen.

Die Vorstellung mancher „Planer” 
geht dahin, die Investitionen punk­
tuell anzusetzen, um von dort aus 
die allgemeine Belebung zu e r­
reichen. Diese Möglichkeit ist nur 
in prim itiven W irtschaftsformen 
vorhanden, in denen aus dem Nichts 
heraus ein Anfang gemacht werden 
muß wie s. Zt. in  Rußland, Jugo­
slawien oder im zum wirtschaft­
lichen Stillstand gekommenen Nach­
kriegsdeutschland von 1946. Heute 
ist unsere W irtschaft zvun Glück 
wieder so fein verwoben, daß ein­
seitige Maßnahmen nur neue Löcher 
ins Netz reißen.

Aufbringung der Mittel
Die im Gesetzentwurf insgesamt 

geforderte 1 Mrd. DM mutet gegen­
über diesen Notwendigkeiten wie 
ein Tropfen auf einen heißen Stein 
an. Vor allem die Beteuerung, es 
handle sich um eine einmalige A k­
tion. Diese Zusicherung kann nur 
als taktisches Zugeständnis an die 
Widersacher des Planes gewertet 
werden. Einigkeit herrscht jedoch 
darüber, dieses Kapital nur umzu­
leiten und es der abgabepflichtigen 
Industrie bei einer angemessenen 
Verzinsung voll zu erhalten.

Bei Festsetzung der aufzubringen­
den Summe ist auch die Leistungs­
fähigkeit der aufbringenden Indu­
strie zu würdigen. Die Investi­
tionen der letzten Jahre werden auf 
etwa jährlich 15 Mrd. DM geschätzt. 
Dabei sind Ersatz-, Reparatur- und 
Neuinvestitionen in der Periode des

W iederaufbaues 'nach  der W äh­
rungsreform kaum zu unterscheiden 
gewesen. Diese ist jetzt ziemlich 
abgeschlossen, und eine Abgrenzung 
ist wieder möglich. W enn man 1951 
die N euinvestitionen mit 6 Mrd. DM, 
also der knappen Hälfte der Ge­
sam tinvestitionen ansetzt, kann es 
als vorsichtig gelten. H iervon min­
destens Vs von den privatw irt­
schaftlich profitablen zu den gesamt­
wirtschaftlich notwendigen Investi­
tionen umzulenken, erscheint nicht 
als eine von vornherein unmög­
liche Aufgabe, wobei die Konti­
nuität dieser Leistungen über 
mehrere Jahre noch wichtiger er­
scheint, als die einmalige Höhe.

Kuratorium  . . .
Zur Verwaltung und Verteilung 

der einkommenden Beträge ist ein 
Kuratorium vorgesehen. Zusam­
mensetzung und Aufgabenstellung 
zeigen deutlich ein übergew idit des 
Untem ehmerverbandes, der die 
ganze A ktion als eine interne Maß­
nahme .d er Wirtschaft* ansieht. 
Das Kuratorium soll aus 5 Unter­
nehmer-, 3 Gewerkschafts- und 3 
lediglich beratenden Regierungs­
vertretern  bestehen. Nach den 
Richtlinien des Wirtschaftsministers 
hat dieses Kuratorium die Investi­
tionsbeträge an die begünstigte 
Industrie zu verteilen. Diese gibt 
dafür vorwiegend Aktien, außer­
dem Hypotheken oder Grundschul­
den an das Kuratorium, welches 
diese W ertpapiere an die umlage­
pflichtige Industrie weiterleitet. Zur 
Abwicklung dieser Transaktion be­
dient sich das Kuratorium der 
Banken.

Auf diesem W ege wird die ver­
arbeitende Industrie zum Teilhaber 
und Gläubiger der Grundindustrie. 
Eine Entwicklung, die man volks­
wirtschaftlich als unerwünscht be­
zeichnen muß, weil hierdurch neue 
Abhängigkeitsverhältnisse in der 
W irtschaft geschaffen werden. Be­
sonders bedenklich ist, daß nicht 
alle W ertpapiere der Grundindu­

strie wegen der verschiedenen Ren­
tabilität der W erke den gleichen 
inneren Geschäftswert repräsentie­
ren. Deshalb werden die Gläu­
biger mit diesen Papieren verschie­
den gut bedient.

. . . oder Investmentinstitut
Vernünftiger erscheint es deshalb, 

sta tt des Kuratoriums ein öffentlich- 
rechtliches Institut zu bilden, das 
für die eingehenden Beträge fest­
verzinsliche Obligationen ausgibt, 
die Hergabe der Investitionsm ittel 
seinerseits gegen feste Verzinsung 
vomim mt und zur Kreditsicherung 
Aktien, Hypotheken usw. herein­
nimmt. Nur so scheint eine Über­
vorteilung eines Teiles der Gläubi­
ger ausgeschlossen.

Der Gesetzentwurf sieht leider 
auch keine ausreichenden Möglich­
keiten zur Prüfung der Kredit­
nehm er vor. Ist es doch heute so, 
daß z. B. die dekartellierten Eisen­
hütten ihre Gewinne durch Sonder­
rabatte  an die pro forma selbstän­
dig gewordenen Handelsgesellschaf­
ten abgeben. Da diese verselbstän­
digten Handelsfirmen aber de facto 
noch zu den Hütten gehören und 
größtenteils die frühere Geschäfts­
leitung behalten haben, horten diese 
die Gewinne im V ertrauen auf eine 
spätere W iedereingliederung. Da­
durch erscheinen die Hütten heute 
kapitalbedürftig und spekulieren 
auf billige Kredite. Derartige Prak­
tiken w ürden die ganze Hilfe illu­
sorisch machen. Es ist Aufgabe des 
Kuratoriums oder Instituts, Bedürf­
tigkeit und Verwendung zu über­
prüfen.

Die Investitionshilfe ist eine 
außergewöhnliche Tatj aber ent­
schließt sich die W irtschaft nicht zu 
diesem außerordentlichen Schritt 
der Investitionsumlenkung, so läßt 
sie ihre gegenwärtigen relativen 
Überinvestitionen zu Fehlinvesti­
tionen werden. Das Produktions­
niveau läßt sich auf die Dauer nicht 
über dem Niveau der Grundindu­
strien halten. (kb)
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